
Jeder Gemeldete kann bei
der Meldebehörde bean-
tragen, dass über ihn kei-

ne Meldeauskünfte erteilt
werden (Auskunftssperre).
Dem Antrag ist dann stattzu-
geben, wenn ein schutzwür-
diges Interesse glaubhaft ge-
macht wird. Ist ein solches
Interesse offenkundig, kann
die Auskunftssperre auch
von Amts wegen verfügt
oder verlängert werden. Mit
der Novelle wird die Mög-
lichkeit der Dauer der Aus-
kunftssperre statt bis zu zwei
auf bis zu fünf Jahre verlän-
gert – auch, um das Sicher-
heitsgefühl eines Opfers ins-
besondere von häuslicher
Gewalt zu erhöhen. 

Wie bisher für Abmeldun-
gen im Meldegesetz schon
vorgesehen, werden künftig
An- und Ummeldungen mit
Bürgerkartenfunktion mög-
lich sein. Die Anmeldung ei-
nes Wohnsitzes kann ortsun-
abhängig und ohne Warte-
zeit mit der Bürgerkarte er-
folgen. Voraussetzung ist,
dass der Meldepflichtige
über einen Eintrag im „Zen-
tralen Melderegister“ (ZMR)
verfügt. Der Zeitpunkt, ab
dem dieser Service genutzt
werden kann, wird durch

Verordnung des Bundesmi-
nisters für Inneres festege-
legt. Die Möglichkeiten der
Identitätsfeststellung von
Fremden durch die Meldebe-
hörden wurden verbessert.
Die vorgesehene Ermächti-
gung für die Meldebehörden,
im „Zentralen Fremdenregis-
ter“ das Lichtbild sowie die
nach dem BFA-Verfahrens-
gesetz zu übermittelnden
Daten einzusehen, ermög-
licht eine genaue Zuordnung
der Identitätsdaten von
Fremden. Damit können die
Meldebehörden überprüfen,
ob das vorgelegte Dokument
tatsächlich von der zuständi-
gen Behörde ausgestellt wur-
de oder ob es sich um eine
Fälschung handelt. 

Darüber hinaus bietet das
„Zentrale Fremdenregister“
den Zugriff auf Fotos in we-
sentlich besserer Qualität als
im vorgelegten Dokument,
um feststellen zu können, ob
die Person, die den Ausweis
vorlegt, mit der Person ident
ist, für die der Ausweis aus-
gestellt wurde. 

Daten von Reisedokumen-
ten können ab 1. September
2017 von der Meldebehörde
automationsunterstützt ver-

arbeitet werden, wobei bei
der automationsunterstützten
Erfassung der Daten der Rei-
sedokumente nur Informa-
tionen in das Melderegister
aufgenommen werden dür-
fen, die Meldedaten nach
dem Meldegesetz sind. Die
Änderung trägt dem Um-
stand Rechnung, dass die
Richtigkeit der Meldedaten
für die Vollziehung im Rah-
men der gesamten staatli-
chen Verwaltung von zentra-
ler Bedeutung ist.

Die Novelle bringt ab 1.
Mai 2017 auch eine Verwal-
tungsvereinfachung bei den
Gästeverzeichnissen. Für
mindestens acht Gäste um-
fassende Reisegruppen ist es
ausreichend, zu jedem Gast
Namen und Staatsangehörig-
keit sowie – bei ausländi-
schen Gästen – die Daten
des Reisedokuments in einer
Sammelliste im jeweiligen
Beherbergungsbetrieb anzu-
geben. 

Diese Erleichterung soll
nur für nicht länger als zwei
Wochen andauernde Aufent-
halte im selben Beherber-
gungsbetrieb gelten. Die
Richtigkeit der Angaben hat
der Reiseleiter der Reise-
gruppe mit seiner Unter-

schrift zu bestätigen. Weiters
eröffnet das Gesetz für in ei-
nem familiären Verbund le-
bende Menschen die Mög-
lichkeit, die Daten auf einer
Sammelliste zu erfassen.
Hierzu muss zumindest ein
Gast eine Meldung durch-
führen, für mitreisende Gäs-
te reicht die Angabe von Na-
men und Geburtsdatum aus. 

Änderungen im Personen-
standsgesetz. Bisher wurde
die Begründung von einge-
tragenen Partnerschaften bei
den Bezirksverwaltungsbe-
hörden vorgenommen. Mit
der Novelle erfolgt eine
Übertragung dieser Aufgabe
an die Standesämter. Auch
die Namensbestimmungen
werden an die Regelungen
der Ehe angeglichen. 

Die unterschiedlichen
Namenskategorien für die
Namensbestimmung bei Ehe
und eingetragener Partner-
schaft (Familien- bzw.
Nachname) haben zu einem
erhöhten Verwaltungsauf-
wand geführt. Daher wird
hinkünftig der Begriff des
Familiennamens auch für
eingetragene Partner ver-
wendet. Mit einer Anpas-
sungsbestimmung in Artikel

86 ÖFFENTLICHE SICHERHEIT 3-4/17

M E L D E R E C H T  U N D  P E R S O N E N S T A N D S R E C H T

FO
TO

S: 
BE

RC
/FO

TO
LI
A, 

M
CP

HO
TO
/V

AR
IO

IM
AG

ES
/PI

CT
UR

ED
ES

K.C
OM

Mit der Handy-Signatur werden künftig An- und Ummeldungen
möglich sein – ortsunabhängig und ohne Wartezeit. 

Österreichische Vertretungsbehörden im Ausland haben die
Möglichkeiten der erweiterten Ausstellung von Dokumenten.

Anpassungen und Vereinfachungen
Das Deregulierungs- und Anpassungsgesetz 2016 – Inneres, BGBl. I Nr.  120/2016, hat zahlreiche 

Verwaltungsvereinfachungen mit sich gebracht, insbesondere im Melderecht und Personenstandsrecht.
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7 des Deregulierungs- und
Anpassungsgesetzes hat der
Gesetzgeber alle anderen
bundesgesetzlichen Regelun-
gen umfasst, in denen bisher
der Begriff Nachname ver-
wendet wurde. Die Regelung
gilt ab 1. April 2017. In der
Landesgesetzgebung ist diese
Anpassung von den jeweili-
gen Ländern durchzuführen. 

Als Ergänzung zu den be-
reits normierten aufgezählten
besonderen Personenstands-
daten zur Geburt, Eheschlie-
ßung und Begründung einer
eingetragenen Partnerschaft
sind allgemein Personen-
standsdaten der Kinder des
Verstorbenen, sofern diese
bekannt sind, bei einem Ster-
befall aufzunehmen. Da-
durch können in Verlassen-
schaftsverfahren die Gerichte
und Notare Daten direkt aus
dem „Zentralen Personen-
standsregister“ (ZPR) abfra-
gen. Das bedeutet eine Ver-
einfachung der Verfahrens-
führung für die zuständigen
Stellen und eine raschere Ab-
wicklung der Verlassen-
schaftsverfahren durch Nota-
re und damit mehr Bürger-
service.

Mit der Novelle ist es nun
möglich, auf Wunsch betrof-
fener Elternteile auch fehlge-
borene Kinder („Sternenkin-
der“ – fehlgeborene Kinder
unter 500 Gramm) zu beur-
kunden. Den Eltern kann ei-
ne aus dem ZPR generierte
Urkunde ausgehändigt wer-
den. Die Eintragungsmög-

lichkeit besteht auch für
Fehlgeburten, die vor In-
krafttreten dieser Bestim-
mung stattgefunden haben.
Antragsberechtigt sind nur
die Mutter oder der Vater mit
Einverständnis der Mutter.

Weitere Neuregelungen
betreffen die Möglichkeiten
der erweiterten Ausstellung
von Dokumenten bei öster-
reichischen Vertretungsbe-
hörden im Ausland sowie der
Übermittlung von Erklärun-
gen und Urkunden in elektro-
nischer Form. Die österrei-
chischen Vertretungsbehör-
den im Ausland können Er-
klärungen von Bürgern auch
elektronisch beglaubigen
oder beurkunden und an die
zuständige Personenstands-
behörde im Inland übermit-
teln. Darüber hinaus wird
den österreichischen Vertre-
tungsbehörden die Möglich-
keit gegeben, über Personen-
standsurkunden hinaus Re-
gisterauszüge, Ehefähigkeits-
zeugnisse sowie Bestätigun-
gen über die Fähigkeit, eine
eingetragene Partnerschaft zu
begründen, auszustellen. 

Die Verfahren hierzu wer-
den weiter bei den Inlandsbe-
hörden geführt, das Doku-
ment kann aber bei den Ver-
tretungsbehörden im Ausland
bezogen werden. Klargestellt
wird, dass Eintragungen von
im Ausland erfolgten Perso-
nenstandsfällen im ZPR nach
österreichischem Recht erfol-
gen.                    Peter Andre

ÖFFENTLICHE SICHERHEIT 3-4/17

FO
TO
: K

ZE
NO

N/F
OT

OL
IA

Verwaltungsvereinfachung: Raschere Abwickung der Verlas-
senschaftsverfahren durch Notare.
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